
zur ordentlichen Hauptversammlung  
am 1. Juni 2016 in Hannover

Einladung



VISCOM AG, HANNOVER 
ISIN DE0007846867 

WKN 784 686 
 

EINLADUNG  
ZUR ORDENTLICHEN HAUPTVERSAMMLUNG 2016

Wir laden unsere Aktionäre zu der am Mittwoch, dem 1. Juni 2016, 
um 10.00 Uhr, im Alten Rathaus, Karmarschstraße 42, 30159 Han-
nover, stattfindenden ordentlichen Hauptversammlung 2016 der 
Viscom AG ein.				  

TAGESORDNUNG 
UND VORSCHLÄGE ZUR BESCHLUSSFASSUNG

1.	 Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses der Viscom AG  
und des vom Aufsichtsrat gebilligten Konzernabschlusses zum  
31. Dezember 2015 sowie der Lageberichte der Viscom AG  
und des Konzerns für das Geschäftsjahr 2015, des Berichts  
des Aufsichtsrats, des Vorschlags des Vorstands für die Ver- 
wendung des Bilanzgewinns sowie des erläuternden Berichts  
des Vorstands zu den übernahmerechtlichen Angaben nach  
§§ 289 Abs. 4, 315 Abs. 4 HGB		   
Der Aufsichtsrat hat den vom Vorstand aufgestellten Jahresab-
schluss und den Konzernabschluss entsprechend §§ 172, 173 AktG 
am 11. März 2016 gebilligt und den Jahresabschluss damit festge-
stellt. Somit entfällt eine Feststellung durch die Hauptversammlung. 
Der Vorstand und, soweit der Bericht des Aufsichtsrats betroffen ist, 
der Aufsichtsrat werden die zugänglich zu machenden Unterlagen 
im Rahmen der Hauptversammlung erläutern. Die Aktionäre haben 
auf der Hauptversammlung im Rahmen ihres Auskunftsrechts die 
Gelegenheit, Fragen hierzu zu stellen. Der Beschluss über die Ver-
wendung des Bilanzgewinns wird unter Punkt 2 der Tagesordnung 
gefasst.

2.	 Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns  
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im festgestellten  
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Jahresabschluss der Viscom AG zum 31. Dezember 2015 ausge-
wiesenen Bilanzgewinn in Höhe von 3.785.169,05 € wie folgt zu 
verwenden: 

Ausschüttung einer Dividende von 0,40 €

je dividendenberechtigter Stückaktie	�  3.554.024,00 €

Gewinnvortrag	�  231.145,05 € 
 
Bilanzgewinn	�  3.785.169,05 € 

Der Vorschlag berücksichtigt die im Zeitpunkt der Einberufung 
vorhandenen Stück 134.940 eigenen Aktien, die nicht dividen-
denberechtigt sind. Sollte sich die Anzahl der dividendenberech-
tigten Stückaktien bis zur Hauptversammlung verändern, wird der 
Hauptversammlung bei unveränderter Ausschüttung von 0,40 € je 
dividendenberechtigter Stückaktie ein entsprechend angepasster 
Gewinnverwendungsvorschlag unterbreitet. Die Dividende soll ab 
dem 2. Juni 2016 ausgezahlt werden.

3.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des  
Vorstands für das Geschäftsjahr 2015	 	  
Aufsichtsrat und Vorstand schlagen vor, den Mitgliedern des Vor-
stands für das Geschäftsjahr 2015 Entlastung zu erteilen.

4.	 Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des  
Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 2015	 	  
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den Mitgliedern des Auf-
sichtsrats für das Geschäftsjahr 2015 Entlastung zu erteilen.

5.	 Beschlussfassung über die Bestellung des Abschluss- und  
des Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2016	  
Der Aufsichtsrat schlägt vor, die PricewaterhouseCoopers AG Wirt-
schaftsprüfungsgesellschaft, Niederlassung Hannover, zum Ab-
schluss- und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2016  
zu wählen.
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Der Aufsichtsrat hat vor Unterbreitung des Wahlvorschlags die vom 
Deutschen Corporate Governance Kodex vorgesehene Erklärung 
der PricewaterhouseCoopers AG Wirtschaftsprüfungsgesellschaft, 
Niederlassung Hannover, zu deren Unabhängigkeit eingeholt.

6.	 Beschlussfassung über die Schaffung eines neuen genehmig- 
ten Kapitals mit der Möglichkeit zum Bezugsrechtsausschluss 
und Satzungsänderung			    
Der Vorstand der Viscom AG ist durch Beschluss der Hauptver-
sammlung vom 16. Juni 2011 ermächtigt worden, das Grundkapital 
der Gesellschaft in der Zeit bis zum 15. Juni 2016 mit Zustimmung 
des Aufsichtsrats einmalig oder in mehreren Teilbeträgen um ins-
gesamt bis zu 4.500.000,00 € durch Ausgabe von insgesamt bis zu 
Stück 4.500.000 neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien 
ohne Nennbetrag (Stückaktien) gegen Bar- und/oder Sacheinlagen 
zu erhöhen (Genehmigtes Kapital 2011).

Diese Ermächtigung wurde am 12. Mai 2011 in das Handelsregister 
des Amtsgerichts Hannover eingetragen und wird nunmehr am  
16. Juni 2016 auslaufen. Um die Gesellschaft auch künftig in die 
Lage zu versetzen, ihre Eigenkapitalausstattung den Erfordernissen 
entsprechend rasch und flexibel anpassen zu können, soll ein neues 
genehmigtes Kapital, auch mit der Möglichkeit zum Ausschluss des 
Bezugsrechts der Aktionäre, geschaffen werden.

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, folgenden Beschluss zu  
fassen:						       
Unter Aufhebung der bestehenden satzungsmäßigen Ermächti-
gung des Vorstands zu Kapitalerhöhungen gemäß § 6 Abs. 3 der 
Satzung wird mit Wirkung zum Zeitpunkt der Eintragung der hier-
mit beschlossenen Satzungsänderung in das Handelsregister ein 
genehmigtes Kapital durch Neufassung von § 6 Abs. 3 der Satzung 
wie folgt neu geschaffen:

„6.3 	 Der Vorstand ist ermächtigt, das Grundkapital der Gesell- 
		  schaft in der Zeit bis zum 31. Mai 2021 mit Zustimmung  

04 I EINLADUNG



		  des Aufsichtsrats einmalig oder in mehreren Teilbeträgen  
		  um insgesamt bis zu 4.500.000,00 € durch Ausgabe von  
		  insgesamt bis zu Stück 4.500.000 neuen, auf den Inhaber  
		  lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag (Stückaktien)  
		  gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen (Genehmig- 
		  tes Kapital 2016). Den Aktionären ist grundsätzlich ein  
		  Bezugsrecht einzuräumen. Die neuen Aktien können auch  
		  von einem oder mehreren Kreditinstituten mit der Ver- 
		  pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum  
		  Bezug anzubieten. Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit  
		  Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktio- 
		  näre ein- oder mehrmalig auszuschließen: 

(i) bei Kapitalerhöhungen gegen Bareinlagen bis zu 
einem rechnerischen Nennbetrag in Höhe von insgesamt 
902.000,00 € oder, sollte dieser Betrag niedriger sein, von 
insgesamt 10 % des zum Zeitpunkt der erstmaligen Aus-
übung dieser Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss 
bestehenden Grundkapitals (jeweils unter Anrechnung 
der etwaigen Ausnutzung anderweitiger Ermächtigungen 
zum Ausschluss des Bezugsrechts gemäß oder in entspre-
chender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG), wenn 
der Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenkurs der  
bereits börsennotierten Aktien gleicher Ausstattung der 
Gesellschaft zum Zeitpunkt der endgültigen Festlegung 
des Ausgabepreises nicht wesentlich unterschreitet;

(ii) bis zu einem rechnerischen Nennbetrag in Höhe von 
insgesamt 1.804.000,00 €, wenn die neuen Aktien gegen 
Sacheinlagen, insbesondere im Zusammenhang mit dem 
Erwerb von Unternehmen, Unternehmensteilen und Betei-
ligungen an Unternehmen, ausgegeben werden;

(iii) soweit es erforderlich ist, um etwaige Spitzenbeträge 
von dem Bezugsrecht auszunehmen. 
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Eine erfolgte Anrechnung etwaiger Ausnutzungen anderweitiger 
Ermächtigungen zum Ausschluss des Bezugsrechts gemäß oder 
in entsprechender Anwendung des § 186 Abs. 3 Satz 4 AktG nach 
vorstehend (i) entfällt, soweit Ermächtigungen, deren Ausübung 
zu einer Anrechnung geführt haben, von der Hauptversammlung  
erneut erteilt werden.

Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die 
weiteren Einzelheiten der Durchführung von Kapitalerhöhungen, 
insbesondere den Inhalt der Aktienrechte und die Bedingungen der 
Aktienausgabe, festzulegen.

Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, § 6 der Satzung nach vollständiger 
oder teilweiser Durchführung der Erhöhung des Grundkapitals oder 
nach Ablauf der Ermächtigungsfrist anzupassen.“

Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Tages- 
ordnungspunkt 6 über den Ausschluss des Bezugsrechts gemäß  
§§ 203 Absatz 2, 186 Absatz 3 und Absatz 4 Satz 2 AktG:	  
Der Beschlussvorschlag sieht vor, den Vorstand zu ermächtigen, mit 
Zustimmung des Aufsichtsrats das Grundkapital der Gesellschaft in 
der Zeit bis zum 31. Mai 2021 einmalig oder mehrmals um insge-
samt bis zu 4.500.000,00 € durch Ausgabe von bis zu Stück 4.500.000 
neuen, auf den Inhaber lautenden Stammaktien ohne Nennbetrag 
(Stückaktien) gegen Bar- und/oder Sacheinlagen zu erhöhen. Damit 
sollen Vorstand und Aufsichtsrat vor dem Hintergrund der bis zum 
15. Juni 2016 befristeten alten Ermächtigung erneut in die Lage  
versetzt werden, sich im Bedarfsfall rasch und flexibel erforderlich 
werdendes Eigenkapital zu beschaffen. Dabei ist die Verfügbarkeit 
von Finanzierungsinstrumenten unabhängig vom Turnus der jähr-
lichen ordentlichen Hauptversammlungen von besonderer Wich-
tigkeit, da der Zeitpunkt, zu dem entsprechende Mittel beschafft 
werden müssen, nicht im Voraus bestimmt werden kann. Etwaige 
Transaktionen können im Wettbewerb mit anderen Unterneh-
men zudem häufig nur erfolgreich durchgeführt werden, wenn 
gesicherte Finanzierungsinstrumente bereits zum Zeitpunkt des 
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Verhandlungsbeginns zur Verfügung stehen. Der Gesetzgeber hat 
dem sich daraus ergebenden Bedürfnis der Unternehmen Rech-
nung getragen und räumt Aktiengesellschaften die Möglichkeit 
ein, die Verwaltung zeitlich befristet und betragsmäßig beschränkt 
zu ermächtigen, das Grundkapital ohne einen weiteren Hauptver-
sammlungsbeschluss zu erhöhen. Vorstand und Aufsichtsrat schla-
gen der Hauptversammlung daher vor, eine solche Ermächtigung 
zu erteilen. 

Bei Ausnutzung der Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien ist 
den Aktionären grundsätzlich ein (unmittelbares oder mittelbares) 
Bezugsrecht einzuräumen. Damit können alle Aktionäre im Ver-
hältnis ihrer Beteiligung an einer Kapitalerhöhung teilhaben und 
sowohl ihren Stimmrechtseinfluss als auch ihre wertmäßige Betei-
ligung an der Gesellschaft aufrechterhalten. Unter den nachfol-
gend genannten Voraussetzungen soll jedoch ein Ausschluss des  
Bezugsrechts möglich sein:

Gemäß Ziffer (i) des Vorschlags soll der Vorstand ermächtigt werden, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht auszuschließen, 
soweit die Kapitalerhöhung gegen Bareinlagen erfolgt und der 
Ausgabepreis der neuen Aktien den Börsenpreis der bereits an der 
Börse gehandelten Aktien der Gesellschaft gleicher Gattung und 
Ausstattung nicht wesentlich unterschreitet und der auf die unter 
Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien entfallende 
anteilige Betrag des Grundkapitals insgesamt 10 % des Grund- 
kapitals nicht überschreitet, und zwar weder im Zeitpunkt des  
Wirksamwerdens noch im Zeitpunkt der erstmaligen Ausübung 
dieser Ermächtigung. 

Diese Ermächtigung stützt sich auf die Bestimmung des § 186  
Absatz 3 Satz 4 AktG. Die Begrenzung des Ermächtigungsbetrags 
für eine solche Kapitalerhöhung auf 10 % des Grundkapitals und 
das Erfordernis, dass der Ausgabebetrag der neuen Aktien den je-
weiligen Börsenkurs der schon notierten Aktien zum Zeitpunkt der 
Ausgabe nicht wesentlich unterschreiten darf, stellen sicher, dass 
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der Schutzbereich des Bezugsrechts, nämlich die Sicherung der  
Aktionäre vor einem Einflussverlust und einer Wertverwässerung, 
nicht bzw. nur in einem zumutbaren Maße berührt wird. Zum weite-
ren Schutz der Aktionäre vor Einflussverlust und Wertverwässerung 
ist die Ermächtigung für einen Bezugsrechtsausschluss dadurch be-
grenzt, dass andere, wie eine bezugsrechtslose Barkapitalerhöhung 
wirkende Kapitalmaßnahmen auf den Höchstbetrag angerechnet 
werden, bis zu dem eine Barkapitalerhöhung unter Bezugsrechts-
ausschluss erfolgen kann. So sieht die Ermächtigung vor, dass eine 
Veräußerung von Aktien, die die Gesellschaft aufgrund der Ermäch-
tigung der Hauptversammlung gemäß § 71 Absatz 1 Nr. 8 AktG  
erworben und gegen Barzahlung an Dritte veräußert hat, ohne den 
Aktionären den Bezug dieser Aktien anzubieten, den Höchstbetrag 
ebenso reduziert, wie eine zukünftige Ausgabe von Options- und/ 
oder Wandelschuldverschreibungen gegen Bareinlagen, soweit 
den Aktionären entsprechend § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG kein  
Bezugsrecht an ihnen eingeräumt wird. Der Einfluss der vom Bezug 
ausgeschlossenen Aktionäre kann durch Nachkauf über die Börse 
gesichert werden. Durch die Beschränkung des Bezugsrechtsaus-
schlusses auf eine Kapitalerhöhung, die 10 % des Grundkapitals 
nicht übersteigt, ist gewährleistet, dass ein solcher Nachkauf über 
die Börse auch tatsächlich realisiert werden kann. 

Die Anrechnung anderer, wie eine bezugsrechtslose Barkapitaler-
höhung wirkender Kapitalmaßnahmen soll jedoch wieder entfallen, 
soweit nach einer Ausübung solcher Ermächtigungen zum erleich-
terten Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186  
Absatz 3 Satz 4 AktG, die zu einer Anrechnung geführt haben, die 
Hauptversammlung die entsprechende Ermächtigung neu erteilt. 
Denn in diesen Fällen hat die Hauptversammlung erneut über 
die Ermächtigung zu einem erleichterten Bezugsrechtsausschluss 
entschieden, so dass der Grund der Anrechnung auf den Höchst- 
betrag wieder entfallen ist. Da die Mehrheitsanforderungen an 
einen solchen Beschluss mit denen eines Beschlusses über die  
Ermächtigung zur Ausgabe neuer Aktien aus dem genehmigten 
Kapital unter erleichtertem Bezugsrechtsausschluss entsprechend  
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§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG identisch sind, ist in der Beschlussfassung 
der Hauptversammlung über die Schaffung einer neuen Ermäch-
tigung zum Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend  
§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG zugleich auch eine Bestätigung hinsicht-
lich des Ermächtigungsbeschlusses zur Ausgabe neuer Aktien aus 
dem genehmigten Kapital gemäß § 203 Absatz 2, § 186 Absatz 3 
Satz 4 AktG zu sehen.

Im Falle einer erneuten Ausübung einer Ermächtigung zum Bezugs-
rechtsausschluss in direkter oder entsprechender Anwendung von 
§ 186 Absatz 3 Satz 4 AktG erfolgt die Anrechnung erneut. Im Er-
gebnis führt diese Regelung dazu, dass (i) der Vorstand ohne erneu-
te Beschlussfassung der Hauptversammlung während der (Rest-)
Laufzeit der Ermächtigung insgesamt nur einmal vom erleichterten 
Bezugsrechtsausschluss gemäß oder entsprechend § 186 Absatz 3 
Satz 4 AktG Gebrauch machen kann und (ii) im Falle einer erneuten 
Beschlussfassung der Hauptversammlung der Vorstand während 
der (Rest-) Laufzeit der Ermächtigung wieder frei in der Wahl ist, ob 
er von den Erleichterungen des § 186 Absatz 3 Satz 4 AktG inner-
halb der gesetzlichen Grenzen im Zusammenhang mit Barkapital-
erhöhungen aus genehmigtem Kapital Gebrauch macht.

Für die Gesellschaft führt die bezugsrechtsfreie Kapitalerhöhung zu 
einer größtmöglichen Kapitalschöpfung und zu optimalen Erlösen. 
Die Gesellschaft wird insbesondere in die Lage versetzt, auf güns-
tige Börsensituationen schnell und flexibel reagieren zu können. 
Zwar gestattet § 186 Absatz 2 Satz 2 AktG eine Veröffentlichung 
des Bezugspreises bis spätestens drei Tage vor Ablauf der (mindes-
tens zweiwöchigen) Bezugsfrist. Angesichts der Volatilität an den 
Aktienmärkten ist aber auch in diesem Fall ein Marktrisiko, nament-
lich ein Kursänderungsrisiko, über mehrere Tage in Rechnung zu 
stellen, das zu Sicherheitsabschlägen bei der Festlegung des Ver-
äußerungspreises und so zu nicht marktnahen Konditionen führen 
kann. Zudem kann die Gesellschaft bei Einräumung eines Bezugs-
rechts wegen der Länge der Bezugsfrist nicht kurzfristig auf güns-
tige Marktverhältnisse reagieren. Die Eigenmittel der Gesellschaft 
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können daher bei Ausschluss des Bezugsrechts in einem größeren 
Maße gestärkt werden, als dies bei einer Bezugsrechtsemission der 
Fall wäre. Die Ermächtigung zum Ausschluss des Bezugsrechts liegt 
damit im Interesse der Gesellschaft und ihrer Aktionäre. 

Die in Ziffer (ii) vorgeschlagene Ermächtigung zum Bezugsrechts-
ausschluss soll der Gesellschaft insbesondere den Erwerb von 
Unternehmen, Unternehmensteilen oder Beteiligungen an Un-
ternehmen, Forderungen oder anderen Wirtschaftsgütern gegen 
Gewährung von Aktien ermöglichen. Dies ist eine übliche Form 
der Akquisition. Die Praxis zeigt, dass in vielen Fällen die Inhaber 
attraktiver Akquisitionsobjekte als Gegenleistung insbesondere für 
die Veräußerung ihrer Anteile oder eines Unternehmens die Ver-
schaffung von Aktien der erwerbenden Gesellschaft verlangen. Um 
auch solche Akquisitionsobjekte erwerben zu können, muss die Ge-
sellschaft die Möglichkeit haben, ihr Grundkapital unter Umständen 
sehr kurzfristig gegen Sacheinlage unter Ausschluss des Bezugs-
rechts der Aktionäre zu erhöhen. Außerdem wird es der Gesellschaft 
ermöglicht, Unternehmen, Unternehmensteile oder Beteiligungen 
an Unternehmen sowie sonstige Vermögensgegenstände, wie  
z. B. auch Forderungen gegen die Gesellschaft, zu erwerben, ohne 
dabei über Gebühr die eigene Liquidität in Anspruch nehmen zu 
müssen. 

Allerdings bewegt sich die vorgeschlagene Ermächtigung zum  
Bezugsrechtsausschluss bei Sachkapitalerhöhungen mit den vor-
geschlagenen 1.804.000,00 € volumenmäßig deutlich unterhalb 
der gesetzlich möglichen Höchstgrenze von 50 % des Grundkapi- 
tals (entsprechend 4.510.000,00 €). Der Vorstand wird jeweils im 
Einzelfall sorgfältig prüfen, ob er von der Ermächtigung zu einer 
Kapitalerhöhung unter Bezugsrechtsausschluss bei sich konkretisie-
renden Erwerbsmöglichkeiten Gebrauch machen soll. Er wird das 
Bezugsrecht nur dann ausschließen, wenn der Erwerb gegen Aus-
gabe von Aktien an der Gesellschaft im Interesse der Gesellschaft 
erforderlich ist. 
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Die unter Ziffer (iii) vorgeschlagene Ermächtigung des Vorstands, 
mit Zustimmung des Aufsichtsrats etwaige Spitzenbeträge von 
dem Bezugsrecht der Aktionäre auszuschließen, dient dazu, im  
Hinblick auf den Betrag der jeweiligen Kapitalerhöhung ein prakti-
kables Bezugsrechtsverhältnis darstellen zu können.

Der Vorstand wird der Hauptversammlung über einen etwaigen  
erfolgten Bezugsrechtsausschluss berichten.

Vorlagen an die Aktionäre	  
Vom Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung an liegen 
in den Geschäftsräumen der Viscom AG, Carl-Buderus-Straße 9 - 15,  
30455 Hannover, folgende Unterlagen zur Einsichtnahme der  
Aktionäre während der üblichen Geschäftszeiten aus:

• 	 die in Punkt 1 der Tagesordnung genannten Unterlagen;

• 	 der Bericht des Vorstands an die Hauptversammlung zu Punkt 6  
	 der Tagesordnung über den Ausschluss des Bezugsrechts  
	 gemäß §§ 203 Absatz 2, 186 Absatz 3 und Absatz 4 Satz 2 AktG.

Die Gesellschaft wird den Aktionären als besonderen Service die 
vorgenannten Unterlagen auf Anforderung übersenden. Es wird 
darauf hingewiesen, dass der gesetzlichen Verpflichtung mit der 
Zugänglichmachung auf der Internetseite der Gesellschaft Genüge  
getan ist. Daher wird die Gesellschaft lediglich einen Zustellversuch 
mit einfacher Post unternehmen. Die Unterlagen werden auch 
in der Hauptversammlung ausliegen und sind im Internet unter  
www.viscom.de unter der Rubrik Investor Relations/Hauptver-
sammlung zugänglich.	

Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der Ein-
berufung der Hauptversammlung		  	  
Im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung hat die  
Gesellschaft insgesamt Stück 9.020.000 nennwertlose Stückaktien 
mit ebenso vielen Stimmrechten ausgegeben. 
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Die Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte im Zeitpunkt der  
Einberufung der Hauptversammlung beträgt somit 9.020.000. Es 
bestehen keine unterschiedlichen Gattungen von Aktien.

Die Gesellschaft hält im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptver-
sammlung 134.940 eigene Aktien. Hieraus stehen ihr keine Stimm-
rechte zu.

Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung 
und die Ausübung des Stimmrechts (mit Nachweisstichtag nach  
§ 123 Abs. 4 Satz 2 AktG)			   	  
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des 
Stimmrechts sind gemäß § 22 der Satzung der Gesellschaft nur die-
jenigen Aktionäre berechtigt, die sich vor der Hauptversammlung 
bei der Gesellschaft anmelden und die ihre Berechtigung zur Teil-
nahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimm-
rechts durch einen besonderen Nachweis des Anteilsbesitzes durch 
das depotführende Institut nachweisen.

Die Anmeldung und der besondere Nachweis des Anteilsbesitzes  
bedürfen jeweils der Textform (§ 126b BGB), haben in deutscher 
Sprache zu erfolgen und müssen der Gesellschaft unter der nach-
stehenden Adresse (die Anmeldeadresse) spätestens bis zum  
25. Mai 2016, 24.00 Uhr zugehen:	

Viscom AG 
c/o Computershare Operations Center 
80249 München 
Telefax: +49 89 30903-74675 
E-Mail: anmeldestelle@computershare.de

Der besondere Nachweis des Anteilsbesitzes muss sich auf den 
Beginn des einundzwanzigsten Tages vor der Hauptversammlung, 
demnach auf den 11. Mai 2016, 00.00 Uhr (Nachweisstichtag), 
beziehen. 
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Nach Eingang der Anmeldung und des besonderen Nachweises 
des Anteilsbesitzes werden den Aktionären von der Anmeldestelle 
Eintrittskarten für die Hauptversammlung übersandt. 

Um den rechtzeitigen Erhalt der Eintrittskarten sicherzustellen,  
bitten wir die Aktionäre, möglichst frühzeitig eine Eintrittskarte bei 
ihrem depotführenden Institut anzufordern. Eintrittskarten sind  
reine Organisationsmittel und stellen keine zusätzlichen Teilnahme-
bedingungen dar.

Bedeutung des Nachweisstichtags	  
Der Nachweisstichtag ist das entscheidende Datum für den Um-
fang und die Ausübung des Teilnahme- und Stimmrechts in der 
Hauptversammlung. Im Verhältnis zur Gesellschaft gilt für die Teil-
nahme an der Hauptversammlung und die Ausübung des Stimm-
rechts als Aktionär nur, wer den Nachweis erbracht hat. Die Berech-
tigung zur Teilnahme und der Umfang des Stimmrechts bemessen 
sich dabei ausschließlich nach dem Anteilsbesitz des Aktionärs zum 
Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine Sperre  
für die Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. Auch im Fall der 
vollständigen oder teilweisen Veräußerung des Anteilsbesitzes nach 
dem Nachweisstichtag ist für die Teilnahme und den Umfang des 
Stimmrechts ausschließlich der Anteilsbesitz des Aktionärs zum 
Nachweisstichtag maßgeblich; d. h. Veräußerungen von Aktien  
nach dem Nachweisstichtag haben keine Auswirkungen auf die 
Berechtigung zur Teilnahme und auf den Umfang des Stimm-
rechts. Entsprechendes gilt für Zuerwerbe von Aktien nach dem 
Nachweisstichtag. Personen, die zum Nachweisstichtag noch keine  
Aktien besitzen und erst danach Aktionär werden, sind nicht teil-
nahme- und stimmberechtigt. Der Nachweisstichtag hat keine  
Bedeutung für die Dividendenberechtigung.

Verfahren für die Stimmabgabe durch einen Bevollmächtigten 
Aktionäre können ihr Stimmrecht in der Hauptversammlung auch 
durch einen Bevollmächtigten, z. B. ein Kreditinstitut, eine Aktionärs- 
vereinigung oder eine andere Person ihrer Wahl ausüben lassen. 
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Auch in diesem Fall sind eine fristgemäße Anmeldung und der 
Nachweis des Anteilsbesitzes nach den vorstehenden Bestim-
mungen erforderlich. Bevollmächtigt ein Aktionär mehr als eine 
Person, so kann die Gesellschaft eine oder mehrere von diesen 
zurückweisen.

Die Erteilung der Vollmacht, ihr Widerruf und der Nachweis der  
Bevollmächtigung gegenüber der Gesellschaft bedürfen der Text-
form (§ 126b BGB), es sei denn, die Vollmachtserteilung erfolgt an 
ein Kreditinstitut, eine Aktionärsvereinigung oder an eine andere 
der in § 135 AktG gleichgestellten Personen oder Institutionen.

Bei der Bevollmächtigung eines Kreditinstituts, einer Aktionärsverei-
nigung oder einer diesen nach § 135 AktG gleichgestellten Person 
oder Institution können Besonderheiten gelten; die Aktionäre wer-
den gebeten, sich in einem solchen Fall mit dem zu Bevollmäch-
tigenden rechtzeitig wegen einer von ihm möglicherweise gefor-
derten Form der Vollmacht abzustimmen.

Aktionäre, die einen Vertreter bevollmächtigen möchten, werden 
gebeten, zur Erteilung der Vollmacht und etwaigen Weisungen das 
Formular zu verwenden, welches die Gesellschaft hierfür bereithält. 
Es wird den ordnungsgemäß angemeldeten Personen zusammen 
mit der Eintrittskarte zugesendet.

Der Nachweis einer erteilten Bevollmächtigung kann dadurch ge-
führt werden, dass der Bevollmächtigte am Tag der Hauptversamm-
lung die Vollmacht an der Einlasskontrolle vorweist. Für eine Über-
mittlung des Nachweises per Post oder Telefax an die Gesellschaft 
verwenden Aktionäre bzw. Aktionärsvertreter bitte die folgende 
Adresse: Viscom AG, HV-Vollmacht 2016, Carl-Buderus-Straße 9 - 15, 
30455 Hannover oder per Telefax an +49 511 94996-555. Als elektro-
nischen Übermittlungsweg bietet die Gesellschaft an, den Nachweis 
der Bevollmächtigung an folgende E-Mail-Adresse zu übersenden:   
HV-Vollmacht2016@viscom.de
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Vorstehende Übermittlungswege stehen auch zur Verfügung,  
wenn die Erteilung der Vollmacht durch Erklärung gegenüber der 
Gesellschaft erfolgen soll; ein gesonderter Nachweis über die Ertei-
lung der Bevollmächtigung erübrigt sich in diesem Fall. Auch der 
Widerruf einer bereits erteilten Vollmacht kann auf den vorgenann-
ten Übermittlungswegen unmittelbar gegenüber der Gesellschaft 
erklärt werden.

Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der 
Gesellschaft	 				     
Wir bieten unseren Aktionären, die sich nach den vorstehenden 
Bestimmungen ordnungsgemäß angemeldet haben, an, von der 
Gesellschaft benannte, weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter 
bereits vor der Hauptversammlung zu bevollmächtigen. Die Voll-
machten mit Weisungen müssen ebenfalls in Textform (§ 126b BGB) 
erteilt werden. Ohne Weisungen des Aktionärs sind die von der  
Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter nicht zur Stimm-
rechtsausübung befugt. Die von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreter nehmen keine Aufträge zu Wortmeldungen 
oder zum Stellen von Fragen oder von Anträgen entgegen.

Für die Bevollmächtigung eines von der Gesellschaft benannten 
Stimmrechtsvertreters kann ebenfalls das den Aktionären zusam-
men mit der Eintrittskarte zugesandte Vollmachts- und Weisungs-
formular verwendet werden.

Aktionäre, die die von der Gesellschaft benannten Stimmrechts-
vertreter bevollmächtigen möchten, werden zur organisatorischen  
Erleichterung gebeten, die Vollmachten nebst Weisungen spätes- 
tens bis zum 30. Mai 2016 (Eingang bei der Gesellschaft) an  
Viscom AG, HV-Vollmacht 2016, Carl-Buderus-Straße 9 - 15, 30455 
Hannover oder per Telefax an +49 511 94996-555 bzw. per E-Mail 
an HV-Vollmacht2016@viscom.de zu übermitteln.
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Darüber hinaus bieten wir form- und fristgerecht angemeldeten 
und in der Hauptversammlung erschienenen Aktionären an, die 
von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter auch in der 
Hauptversammlung zu bevollmächtigen.

Rechte der Aktionäre nach §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127, 131  
Abs. 1 AktG	 			 

Recht auf Ergänzung der Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG  
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des 
Grundkapitals (entsprechend 451.000,00 € oder Stück 451.000 
Aktien) erreichen (die Mindestbeteiligung), können verlangen, 
dass Gegenstände auf die Tagesordnung gesetzt und bekannt 
gemacht werden. Die Mindestbeteiligung muss der Gesellschaft 
nachgewiesen werden, wobei eine Vorlage von Bankbescheini-
gungen genügt. Die Antragsteller haben ferner nachzuweisen, 
dass sie seit mindestens drei Monaten Inhaber der Aktien sind 
und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung über das Verlangen 
halten (vgl. §§ 122 Abs. 2 Satz 1 i.V.m. Abs. 1 Satz 3, 142 Abs. 2 Satz 
2 AktG). Bei der Berechnung dieser Frist ist § 70 AktG zu beachten.

Das Verlangen ist schriftlich an die durch den Vorstand vertre-
tene Gesellschaft zu richten, wobei jedem neuen Gegenstand 
der Tagesordnung eine Begründung oder eine Beschlussvorlage 
beiliegen muss. Das Ergänzungsverlangen kann auch auf einen 
beschlusslosen Diskussionspunkt zielen. Es muss der Gesellschaft 
spätestens bis zum 1. Mai 2016, 24.00 Uhr zugehen. Wir bitten, 
ein derartiges Verlangen an folgende Adresse zu richten:

Viscom AG	  
Vorstand	 
Carl-Buderus-Straße 9 - 15	  
30455 Hannover

Bekanntzumachende Ergänzungen der Tagesordnung werden 
unverzüglich nach Zugang des Verlangens im Bundesanzeiger 
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bekannt gemacht und solchen Medien zur Veröffentlichung  
zugeleitet, bei denen davon ausgegangen werden kann, dass sie 
die Information in der gesamten Europäischen Union verbreiten. 
Sie werden außerdem auf der Internetseite der Gesellschaft unter 
www.viscom.de unter der Rubrik Investor Relations/Hauptver-
sammlung bekannt gemacht und den Aktionären mitgeteilt.

Gegenanträge von Aktionären nach § 126 Abs. 1 AktG
Aktionäre sind berechtigt, Gegenanträge gegen einen Vorschlag 
von Vorstand und Aufsichtsrat zu einem bestimmten Punkt der 
Tagesordnung zu stellen. 

Etwaige Gegenanträge müssen der Gesellschaft schriftlich, 
per Telefax oder per E-Mail spätestens bis zum 17. Mai 2016,  
24.00 Uhr mit Begründung ausschließlich unter der folgenden 
Adresse zugegangen sein:

Viscom AG
Investor Relations
Carl-Buderus-Straße 9 - 15
30455 Hannover
Telefax: +49 511 94996-555
E-Mail: investor.relations@viscom.de

Anderweitig adressierte Anträge werden nicht berücksichtigt. 
Zugänglich zu machende Gegenanträge von Aktionären werden 
einschließlich des Namens des Aktionärs und einer Begründung 
des Antrags unverzüglich nach ihrem Eingang im Internet unter 
www.viscom.de unter der Rubrik Investor Relations/Hauptver-
sammlung zugänglich gemacht. Eventuelle Stellungnahmen der 
Verwaltung hierzu werden ebenfalls unter dieser Internetadresse 
zugänglich gemacht.
 
Von einer Zugänglichmachung eines Gegenantrags und seiner 
Begründung kann die Gesellschaft absehen, wenn einer der 
Ausschlusstatbestände gemäß § 126 Abs. 2 AktG vorliegt, etwa 
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weil der Gegenantrag zu einem gesetzes- oder satzungswidrigen 
Beschluss der Hauptversammlung führen würde. Eine Begründung 
eines Gegenantrags braucht nicht zugänglich gemacht zu werden, 
wenn sie insgesamt mehr als 5.000 Zeichen beträgt.

Wahlvorschläge von Aktionären nach § 127 AktG
Aktionäre sind ferner berechtigt, Wahlvorschläge zur Wahl von  
Abschlussprüfern zu unterbreiten. Für sie gilt die vorstehende  
Regelung sinngemäß mit der Maßgabe, dass der Wahlvorschlag 
nicht begründet zu werden braucht. Über die vorgenannten Aus-
schlusstatbestände des § 126 Abs. 2 AktG hinaus braucht der Wahl-
vorschlag auch dann nicht zugänglich gemacht zu werden, wenn 
der Wahlvorschlag nicht Namen, ausgeübten Beruf und Wohnort 
des zur Wahl vorgeschlagenen Prüfers enthält. 
 
Auskunftsrecht nach § 131 Abs. 1 AktG
In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär und Aktionärsvertre-
ter vom Vorstand Auskunft über Angelegenheiten der Gesellschaft 
verlangen, soweit diese Auskunft zur sachgemäßen Beurteilung 
des Gegenstands der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunfts-
pflicht erstreckt sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen  
Beziehungen der Gesellschaft zu einem verbundenen Unter-
nehmen und die Lage des Konzerns und der in den Konzernab-
schluss einbezogenen Unternehmen. Auskunftsverlangen sind in 
der Hauptversammlung grundsätzlich mündlich im Rahmen der  
Aussprache zu stellen.
 
Nach § 24 Absatz 2 der Satzung der Gesellschaft ist der Vorsitzende 
der Versammlung jedoch ermächtigt, das Frage- und Rederecht des 
Aktionärs zeitlich angemessen zu beschränken. Außerdem ist der 
Vorstand berechtigt, in bestimmten, im Aktiengesetz abschließend 
geregelten Fällen (§ 131 Absatz 3 AktG) die Auskunft zu verwei-
gern, etwa weil die Erteilung der Auskunft nach vernünftiger kauf-
männischer Beurteilung geeignet ist, der Gesellschaft oder einem  
verbundenen Unternehmen einen nicht unerheblichen Nachteil 
zuzufügen.

18 I EINLADUNG



Hinweis auf die Internetseite der Gesellschaft
Die Informationen nach § 124a AktG zur Hauptversammlung finden 
sich auf der Internetseite der Gesellschaft unter www.viscom.de  
unter der Rubrik Investor Relations/Hauptversammlung.

Hannover, im April 2016

Viscom AG
Der Vorstand
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	 Altes Rathaus
	 Karmarschstraße 42
	 30159 Hannover

Bitte benutzen Sie den Eingang „Festsaal“ in der Köbelingerstraße 2 (Ecke 
Marktplatz).

Eine detaillierte Anfahrtsbeschreibung finden Sie im Internet unter  
www.viscom.de unter der Rubrik Investor Relations/Hauptversammlung.

LAGEPLAN

Zentrale:	  
Viscom AG	  

Carl-Buderus-Str. 9 - 15 · 30455 Hannover	  

Tel.: +49 511 94996-0 · Fax: +49 511 94996-900	  

info@viscom.de				     

 

Kontakt Investor Relations:	  
Viscom AG, Anna Borkowski	  

Carl-Buderus-Str. 9 - 15 · 30455 Hannover	  

Tel.: +49 511 94996-861 · Fax: +49 511 94996-555	  

investor.relations@viscom.de

www.viscom.com


